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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Krone, Lenz (Trossingen) 
und Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Ergänzung des Gesetzes über die Änderung von Familiennamen 

und Vornamen 

— Drucksache 2779 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Renger 


Mit Drucksache 2779 haben die Abgeordneten 
Dr. Krone und Genossen am 30. Mai 1961 den Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes 
über die Änderung von Familiennamen und Vor- 
namen vorgelegt. Dieser Gesetzentwurf ist in der | 
161. Plenarsitzung am 31. Mai 1961 an den Aus- | 
schuß für Inneres überwiesen worden. 

I. Allgemeines | 

Der Ausschuß für Inneres ist bei ider Beratung des ^ 
Initiativgesetzentwurfs davon ausgegangen, daß der | 
Bund auf diesem Rechtsgebiet nach Artikel 74 Nr. 2 i 
GG das Recht der konkurrierenden Gesetzgebung | 
besitzt, weil es !sich um eine Angelegenheit des Per- ! 
sonenSLanjdswesens handelt (vgl. auch Zweites Ge- j 
setz zur Äniderung und Ergänzung des Personen- ! 
Standsgesetzes vom 18. Mai 1957 — BGBl. I S. 518). 

Eingehend befaßte sich der Ausschuß mit der 
Frage, ob eine gesetzliche Regelung notwendig ist 
Older ob ebenso wie durch die bis 1949 geltenden 
Verwaltungs Vorschriften das Ziel der vorgeschlage- 
nen Gesetzesno veile im Verwaltungswege erreicht 
werden kann. Nachdem ein Vertreter der Bundes- 
regierung über Verwaltungspraxis und Rechtspre- 
chung berichtet hatte, wurde ein Bedürfnis für den 
Erlaß eines Bundesgesetzes Ibejiaht. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

In Artikel 1 — Einführungssatz — des Gesetzent- 
warfs muß Artikel III Nr. 4 des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Personenstands- 
gesetzes vom 18. Mai 1957 (BGBl. I S. 518) zitiert 
werden, da nach dieser Vorschrift das Namensände- 
rungsgesetz vom 5. Januar 1938 in § 9 geändert 
worden ist. 


Zu § 3 a Abs. 1 

1. Mit der Gesetzesnovelle soll auch Deutschen, 
die erst nach dem Inkrafttreten der Weimarer 
Reichsverfassung, insbesondere nach ihrer Ver- 
treibung, die deutsche Staatsangehörigkeit er- 
worben haben, gestattet werden dürfen, eine 
frühere Adelsbezeichnung als Namensbestand- 
teil wieder zu führen, wenn ihnen dieses Recht 
durch ein ausländisches Gesetz oder eine aus- 
ländische Verwaltungsmaßnahme entzogen war. 

2. Der Ausschuß konnte sich davon überzeugen, 
daß nach der in Schrifttum und Rechtsprechung 
herrschenden Meinung in diesen Fällen ohne 
eine Namensänderung kein Recht zur Weiter- 
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führung früherer Adel^bezeichnungen ‘besteht. 
Es wird allgemein davon ausgegangen, daß sich 
das Recht zur Namensführung nach dem Perso- 
nalstatut riditet und daß ausländische Gesetze 
über die Abschaffung der früheren Adelsbezeich- 
nungen nicht gegen die guten Sitten oder gegen 
den Zweck eines deutschen Gesetzes verstoßen 
(vgl. Artikel 30 des Einführungsgesetzes zum 
BGB). 

3. Der Ausschuß erwog die Frage, ob in § 3 a Abs. 1 
ausreidiend sichergestellt ist, daß die früheren 
Adelkbezeichnungen als Nämensbestandteil gel- 
ten Die Aufnahme eines entsprechenden Hin- 
weises in § 3 a Abs. 1 erschien ihm aber, vor 
allem im HinbMck auf Artikel 109 Abs. 3 Satz 2 
der Weimarer Reichsverfassung, entbehrlich. 

Danach wurde auch ein Antrag der Vertreter 
der Fraktion der SPD, der dieser Klarstellung 
dienen sollte, abgelehnt. 

4. Weiter beriet der Ausschuß über einen Vor- 
schlag, nach dem das Gesetz auch solche Fälle 
erfassen soll, in denen deutsche Namen willkür- 
lich in eine fremde Sprache übersetzt worden 
sind. Nach dem Bericht des Vertreters der Bun- 
desregierung werden solche 'willkürlichen Na- 
mensänderungen schon jetzt regelmäßig im Ver- 
waltungswege berichtigt, 'SO daß insofern auf 
eine Ergänzung des Gesetzentwurfs verzichtet 
werden konnte. 

5. Der Ausschuß hat sich auch mit der Frage be- 
schäftigt, o'b in § 3 a Abs. 1 der letzte Satzteil 
„wenn durch das Gesetz oder die Verwaltungs- 
maßnahme des früheren Heimatstaates überwie- 
gend Angehörige einer deutschen Minderheit be- 
troffen waren" gestrichen werden soll. Es wurde 
zu Ibedenken igegeben, ob sich nicht die Gesetze 
oder Verwaltungsmaßnahmen der früheren Hei- 
matstaaten zwar in ihren Auswirkungen vor- 
wiegend gegen die deutsdien Minderheiten rich- 
teten, ihrem Wortlaut nach aber den Adel gene- 


rell abschafften. Ein Antrag, den genannten Halb- 
satz zu streichen, wurde abgelehnt, weil die 
Mehrheit des Ausschusses der Meinung war, daß 
i es genügt, die gesetzliche Maßnahme nur für die 
Angehörigen ehemaliger deutscher Minderheiten 
zu treffen. 

Zu § 3 a Abs. 2 

Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, 'daß die 
Vorschrift über die „Ableitung" dem bürgerlichen 
Recht entspricht. Wer als Abkömmling, Ehegatte, 
Adoptivkind oder im Wege der Namenserteilung 
nach § 1706 des BGB einen Namen führt, bei dem 
durch ein ausländisches Gesetz die Führung der frü- 
heren Adelsbezeichnurug verboten ist, sollte nach 
Ansicht des Ausschusses ebenso behandelt werden 

■ wie der Namensträger selbst. 

Zu § 3 a Abs. 3 

, Eine Vorschrift über den Gebührenerlaß, wie sie 
, der Gesetzesvorschlag enthielt, ist nach der Ansicht 
; des Ausschusses überflüssig. Da die überwiegende 
j Zahl der Betroffenen Vertriebene sind, ist zu er- 
! warten, daß auf Grund der bestehenden Vorschrif- 
i ten über den Gebührenerlaß bei Minderbemittelten 
i eine Gebühr nicht erhoben wird (vgl. § 3 Abs. 1 
I letzter Satz der Ersten Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes über die Änderung von Familien- 
i namen und Vornamen — RGBl. I S. 12). 

i Zu Artikel 2 

I 

Die Berlin-Klausel entspridit der allgemein ge- 
bräuchlichen Form. 

I Zu Artikel 3 

I Ein baidiges Inkrafttreten des Gesetzes hält der 
; Ausschuß für zweckmäßig. 

i 

I In der Schluß ab Stimmung wurde der Entwurf mit 
I knapper Mehrheit bei zahlreichen Enthaltungen 

■ angenommen. 


Bonn, den 22. Juni 1961 


Frau Renger 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2779 — mit der 
Maßgabe, daß in Artikel 1 

a) die Einleitung folgende Fassung erhält: 

„Das Gesetz über die Änderung von Familien- 
namen und Vornamen vom 5. Januar 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 9) in der Fassung des Ar- 
tikels III Nr. 4 des Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Personenstandsgesetzes 
vom 18. Mai 1957 (iBundesgesetzbl. I S. 518) wird 
wie folgt ergänzt:", 

b) § 3 a Abs. 3 gestrichen wird, 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 

Bonn, den 22. Juni 1961 


Der Ausschuß für Inneres 

Schmitt- Vockenhausen Frau Renger 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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